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Immaterielle Vermögensgegenstände I.  Stiftungskapital 500.000,00  500.000,00 

II.  Zustiftungen 265.500,00  15.500,00 

1. Konzessionen, gewerbl. Schutzrechte und ähnliche Rechte   III. freie Rücklagen    1.312.665,27           1.161.363,08 

und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 980,30 2.450,02   2.078.165,27 1.676.863,08 

 

 

 
Stiftung Childaid Network                                                                                               Bilanz zum 31. Dezember 2018 

 
 
 
 
 

AKTIVA                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                   PASSIVA 
 

 31.12.2018  31.12.2017  31.12.2018 31.12.2017 

EUR  EUR EUR EUR EUR EUR 

 
A.  Anlagevermögen                                                                                                                                                                                                            A.  Eigenkapital 

 
I. 

 
 
 

II.   Sachanlagen                                                                                                                                                                                                                   IV.  Mittelvortrag                                                                                        326.020,81                          173.811,01 
2.404.186,08                        1.850.674,09 

1. Stiftungsausstattung                                                                                       1.284,94                                                          1.841,12 

 
III.  Finanzanlagen                                                                                                                                                                                                           B. Rückstellungen 

 
1. Wertpapiere des Anlagevermögens                                                          422.754,75                                                     409.403,40                            1. Steuerrückstellungen                                                      0,00                                                                  0,00 

2. sonstige Rückstellungen                                         4.410,93                                                          9.700,18 
425.019,99                         413.694,54                                                                                                                                              4.410,93                               9.700,18

 
B. Umlaufvermögen 

 
I.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 

 
C.  Verbindlichkeiten 

 
1. Verbindlichkeiten aus nicht verwendeten

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen                                                      0,00                                                          1.595,00                                zweckbestimmten Mitteln                                     230.958,85                                                       180.217,60 
2. Sonstige Vermögensgegenstände                                                               61.790,12                                                      154.765,84 

2. sonstige Verbindlichkeiten 

II.  Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kredit-                                                                                                                                               - davon aus Steuern EUR 4.051,06                            6.425,25                                                          9.829,89 

instituten und Schecks                                                                                2.154.317,23                                                   1.475.512,61                              (Vj. EUR 3.729,21)                                                                             237.384,10                           190.047,49 

 
2.216.107,35                      1.631.873,45 

 
C. Rechnungsabgrenzung                                                                                                                       4.853,77                             4.853,77 

 

 
 

2.645.981,11                      2.050.421,76                                                                                                                                       2.645.981,11                        2.050.421,76 

 
 

Treuhänderisch verwaltetes Stiftungsvermögen                                                                       1.032.548,49                      1.119.991,38



Stiftung Childaid Network  

 

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit 
vom 

1. Januar bis 31. Dezember 
2018

 
 

2018 

 
EUR 

2017 

 
EUR

 
1.   ordentliche Zuwendungen                                                     2.056.255,30                                                 1.389.046,47 

 
2.   sonstige betriebliche Erträge 

davon gewerbliche Einnahmen EUR 53.203,53                      381.218,44                                                    228.011,57 

 
3.   Gesamtleistung                                                                                             2.437.473,74                       1.617.058,04 

 
4.   Leistungsaufwand                                                                                          -1.618.152,25                      -1.194.300,43 

 
5.   Personalaufwand 

a) Löhne und Gehälter                                                              -62.518,57                                                     -64.907,76 

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Alters- 

versorgung und für Lohnsteuer                                            -50.813,59                                                     -44.944,76 

-113.332,16                         -109.852,52 

 
6.   Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen- 

stände des Anlagevermögens und Sachanlagen                                                 -2.534,90                             -3.487,54 

 
7.  sonstige betriebliche Aufwendungen                                                                -162.871,67                         -118.081,49 

davon gewerbliche Aufwendungen EUR 35.519,32 

 
8.   sonstige Zinsen und ähnliche Erträge                                       12.929,23                                                      10.589,86 

 
9.   Finanzergebnis                                                                                                     12.929,23                            10.589,86 

 
10. Jahresüberschuss                                                                                           553.511,99                          201.925,92 

 
11. Entnahmen aus Rücklagen 

a) aus sonstigen Ergebnisrücklagen                                        186.726,00                                                    160.086,00 

b) aus Umschichtungsrücklage                                                  12.413,81                                                        3.362,92 

199.139,81                          163.448,92 

 
12. Einstellung in Rücklagen, Zustiftung 

a) in sonstige Ergebnisrücklagen                                            -140.442,00                                                   -171.726,00 

b) in die Umschichtungsrücklage                                                        0,00                                                               0,00 

c) in freie Rücklagen                                                               -210.000,00                                                   -160.000,00 

d) Zuführung Zustiftung                                                          -250.000,00                                                               0,00 

-600.442,00                         -331.726,00 

 
13. Vortrag auf neue Rechnung                                                                            173.811,01                          140.162,17 

 

 
 

14. Mittelvortrag                                                                                                     326.020,81                          173.811,01



 

 

Stiftung Childaid Network 
 
 
 
 
 

Anhang für das Geschäftsjahr 2018 
 
 

1. Allgemeines 
 

Der Jahresabschluss der Stiftung Childaid Network für das Geschäftsjahr vom 1.1.2018 bis 
31.12.2018 wurde auf der Grundlage des Stiftungsgesetzes des Landes Hessen und der 
Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften des Handelsgesetzbuches aufgestellt. 

 

 
2. Angaben zu angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

 

Die immateriellen Vermögensgegenstände und das Sachanlagevermögen wurden zu 
Anschaffungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen 
vermindert. Die Abschreibungen erfolgten unter Zugrundelegung der voraussichtlichen 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände linear. Geringwertige 
Wirtschaftsgüter wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben. 

 

Das Finanzanlagevermögen ist mit den Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren 
beizulegenden Wert am Abschlussstichtag bewertet. 

 

Die Forderungen, sonstigen Vermögensgegenstände und Zahlungsmittel wurden mit ihrem 
Nennbetrag angesetzt. 

 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP) beinhalten Zahlungen für Aufwendungen 
des nächsten Jahres, die bereits im Geschäftsjahr 2018 geleistet wurden. 

 

Rückstellungen und Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag bilanziert. Die 
Rückstellungen wurden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung angesetzt. 

 

 
3. Angaben zur Bilanz 

 

Forderungen und Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 
bestanden am Bilanzstichtag wie im Vorjahr nicht. 

 

Mit Vertrag vom 30.11.2017 hat Childaid Network die treuhänderische Verwaltung von zwei 
rechtlich unselbständigen Stiftungen übernommen, die als Verbrauchsstiftungen gestaltet 
sind. Das übertragene Treuhandvermögen betrug EUR 420.000,00 und EUR 700.000,00. 
Zum 31.12.2018 wird ein Vermögen von EUR 1.032.548,49 unter der Bilanz ausgewiesen. 

 

 
4. Sonstige Angaben 

 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen, die nicht in der Bilanz enthalten sind, bestanden nicht. 

Im Jahresdurchschnitt 2018 wurden 6 Arbeitnehmer in Teilzeit beschäftigt. 

Mitglieder des Geschäftsführungsorgans 
 

Die Stiftung wird kollegial geführt durch die Vorstände: 

Dr. Martin Kasper, Königstein, Vorsitzender 

Michael Legeland, Königstein 

Dr. Ute Nieschalk, Eppstein 
 

Für ihre Tätigkeit als Vorstand erhalten die Mitglieder keine Vergütung. 

Dr. Martin Kasper, ehrenamtlicher Vorstand, Königstein, im März 2019



 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 

 

An die Stiftung Childaid Network, Königstein 
 

 

Prüfungsurteile 
 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Stiftung Childaid Network, Königstein – bestehend aus 

der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge- 

schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie den Anhang vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2018, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme- 

thoden – geprüft. Durch § 12 Abs. 3 HStG wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die 

Prüfung erstreckt sich daher auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens und die sat- 

zungsmäßige Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und der sonstigen Stif- 

tungsmittel. 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent- 

spricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Stiftungen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften über die „Rechnungslegung für Stif- 

tungen“ gemäß IDW RS HFA 5 und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Finanzlage der Stiftung zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertrags- 

lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun- 

gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 
 

§ 12 Abs. 3 HStG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell- 

ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver- 

antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks 

weitergehend beschrieben. Wir sind von der Stiftung unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und



 
 
 
 
 
 
 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss zu die- 

nen. 

 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 

der den deutschen, für Stiftungen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen we- 

sentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stiftung vermittelt. Fer- 

ner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not- 

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 

frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verant- 

wortlich, die Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung der Stiftungstätigkeit zu beurteilen. Des 

Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh- rung 

der Stiftungstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Stiftungstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei- 

ten entgegenstehen. 

 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab- 

schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – fal- schen 

Darstellungen ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü- fungsurteile 

zum Jahresabschluss beinhaltet. 

 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 12 Abs. 3 HStG unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf- 

deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 

werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.



 
 

 
 
 
 
 
 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
 

Grundhaltung. Darüber hinaus: 
 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder un- 

beabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und führen Prü- 

fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs- 

nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü- 

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 

aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be- 

trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir- 

reführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 

können; 

 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses rele- 

vanten internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungs- 

urteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Stiftung abzugeben; 

 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand- 

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Anga- 

ben; 

 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Stif- 

tungstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 

wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung der 

Stiftungstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 

wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls 

diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie- ren. 

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignis- se oder 

Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Stiftung ihre Stiftungs- tätigkeit 

nicht mehr fortführen kann;



 
 

 
 
 
 
 
 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab- 

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 

liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er- 

tragslage der Stiftung vermittelt; 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein- 

schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 

feststellen. 

 
 
 

 
Frankfurt am Main, den 25. März 2019 

 

 
 
 

Baker Tilly GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Düsseldorf) 

 
 
 
 

 

Christian Roos                             René Witzel 
- Wirtschaftsprüfer -                     - Wirtschaftsprüfer -



Allgemeine 
Auftragsbedingungen 

für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom  1. Januar 2017 

 

 
 

1   Geltungsbereich 
 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten  für Vertrage  zwischen  Wirtschaftsprüfern 

oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas­ 

send  .Wirtschaftsprüfer" genannt)  und  ihren Auftraggebern Ober Prüfungen, 

Steuerberatung,  Beratungen  in wirtschaftlichen Angelegenheiten  und sonsti­ 

ge  Aufträge,  soweit  nicht  etwas  anderes   ausdrücklich  schriftlich vereinbart 

oder gesetzlich  zwmgend vorgeschrieben ist 
 

(2)  Dritte  können   nur  dann  Ansprüche aus  dem  Vertrag   zwischen   Wirt­ 

schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten.  wenn  dies  ausdrücklich vereinbart 

ist oder sich aus zwingenden  gesetzlichen Regelungen ergibt   Im H1nbl1ck auf 

solche  Ansprüche gelten  diese   Auftragsbedingungen  auch  diesen   Dntten 

gegenüber 

 
 

2  Umfang und Ausführung des Auftrags 
 

(1) Gegenstand  des Auftrags  ist die vereinbarte Leistung,  nicht ein bestimm­ 

ter wirtschaftlicher Erfolg   Der Auftrag  wird  nach den Grundsätzen ordnungs­ 

mäßiger Berufsausubung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt  im 

Zusammenhang  mit  seinen  Leistungen   keine  Aufgaben   der  Geschäftsfüh­ 

rung  Der Wirtschaftsprufer ist für die Nutzung oder Umsetzung  der Ergebnis­ 

se seiner Leistungen  nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 

sich zur Durchführung des Auftrags sachverstandiger Personen zu bedienen. 
 

(2)  Die Berücksichtigung ausländischen  Rechts  bedarf ­ außer  bei  betriebs­ 

wirtschaftlichen Prüfungen ­ der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung 
 

(3) Ändert  sich die Sach­ oder  Rechtslage nach Abgabe  der abschließenden 

beruflichen Äußerung,  so ist der Wirtschaftsprüfer nichl verpflichtet, den 

Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende  Folgerungen 

hinzuweisen. 

 
 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
 

(1)  Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen,  dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 

die Ausführung  des Auftrags notwendigen Untertagen  und weiteren  Informa­ 

tionen   rechtzeitig  übermittelt  werden   und  ihm  von  allen  Vorgängen   und 

Umständen  Kenntnis  gegeben  wird, die für die Ausführung des Auftrags von 

Bedeutung  sein  können    Dies  gilt  auch   für die  Unterlagen   und  weiteren 

Informationen, Vorgänge  und  Umstände, die  erst während  der Tätigkeit  des 

Wirtschaftsprüfers bekannt  werden   Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts­ 

prufer geeignete  Auskunftspersonen benennen. 
 

(2) Auf Verlangen  des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die  Vollstän­ 

digkeit der vorgelegten Unterlagen  und der weiteren  Informationen sowie der 

gegebenen  Auskünfte  und Erklarungen 1n einer vom Wirtschaftsprüfer formu­ 

lierten schriftlichen  Erklarung zu bestätigen 

 
 

4  Sicherung der Unabhangigke1t 
 

(1) Der Auftraggeber hat  alles  zu  unterlassen, was  die  Unabhangigke1t der 

Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 

Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote  auf Anstellung  oder Über­ 

nahme  von  Organfunkbonen  und  für Angebote, Aufträge auf eigene  Rech­ 

nung zu übernehmen 
 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts­ 

prüfers. die der  mit  ihm verbundenen  Unternehmen. seiner Netzwerkunter­ 

nehmen  oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen. auf die die  Unab­ 

hängigkeitsvorschriften  m  gleicher Weise   Anwendung  finden  wie  auf den 

Wirtschaftsprüfer.  m anderen  Auftragsverhältnissen beeinträchtigen. ist  der 

Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung  des Auftrags  berechtigt. 

 
 

5. Berichterstattung und  mündliche Auskünfte 
 

Soweit  der Wirtschaftsprüfer  Ergebnisse  im  Rahmen  der  Bearbeitung  des 

Auftrags  schriftlich  darzustellen hat.  ist  alleine  diese  schriftliche  Darstellung 

maßgebend.  Entwurfe  schnfthcher  Darstellungen  sind  unverbindlich    Sofern 

nicht  anders   vereinbart,   sind   mündliche  Erklärungen   und  Auskünfte   des 

Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn  sie schriftlich  bestätigt werden 

Erklärungen  und  Auskünfte  des  Wirtschaftsprüfers  außerhalb  des  erteilten 

Auftrags  sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Außerung des Wirtschaftsprüfers 
 
(1) Die Weitergabe beruflicher Außerungen des  Wirtschaftsprüfers (Arbeits­ 

ergebnisse oder Auszüge  von Arbeitsergebnissen ­ sei es un Entwurf oder in 

der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts­ 

prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim­ 

mung  des Wirtschaftsprüfers, es sei denn,  der Auftraggeber ist  zur Weiter­ 

gabe  oder   Information  aufgrund  eines  Gesetzes   oder einer behördlichen 

Anordnung verpflichtet. 
 

(2)  Die Verwendung beruflicher Außerungen  des Wirtschaftsprufers und die 

Information  uber das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers  fur den  Auftragge­ 

ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig 

 
 
7. Mangelbeseitigung 

 

(1) Bei etwaigen  Mängeln  hat der Auftraggeber Anspruch  auf Nacherfüllung 

durch den  Wirtschaftsprüfer  Nur bei Fehlschlagen,  Untertassen bzw. unbe­ 

rechhgter Verweigerung,  Unzumutbarke1t oder  Unmöglichkeit der  Nacherfül­ 

lung kann  er die Vergütung  mindern  oder  vom Vertrag  zurücktreten, ist der 

Auftrag  nicht von einem Verbraucher erteilt worden.  so kann der Auftraggeber 

wegen  emes  Mangels  nur dann  vom Vertrag  zurücktreten, wenn  die erbrach­ 

te Leistung wegen  Fehlschlagens, Unterlassung, unzumutbarxeu oder 

Unmöghchke1t der  Nacherfüllung fur ihn ohne  Interesse ist  Soweit  darüber 

hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9 
 

(2) Der Anspruch  auf Beseitigung  von Mängeln muss vom Auftraggeber 

unverzüglich in  Textform  geltend  gemacht  werden.  Ansprüche  nach  Abs.  1, 

die  nicht  auf einer  vorsätzlichen Handlung  beruhen. verjähren nach  Ablauf 

eines Jahres ab dem gesetzlichen Veqährunqsbeqinn 
 

(3)  Offenbare  Unrichtigkeiten.  wie   z B   Schreibfehler,  Rechenfehler  und 

formelle Mängel, die  in einer  beruflichen  Äußerung  (Bericht, Gutachten und 

dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können Jederzeit vom Wirt­ 

schaftsprufer auch  Dritten  gegenüber  berichtigt werden   Unncht1gkeiten, die 

geeignet  sind. in der beruflichen Außerung  des Wirtschaftsprüfers enthaltene 

Ergebnisse infrage zu stellen,  berechtigen  diesen,  die Äußerung  auch  Dritten 

gegenüber zurückzunehmen  In  den  vorgenannten  Fällen  ist der  Auftragge­ 

ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst  vorher zu hören. 

 
 
8. Schweigepflicht gegenüber Dritten. Datenschutz 
 

(1)  Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze  (§ 323 Abs   1   HGB, 
§ 43 WPO,  § 203 StGB) verpflichtet,  über Tatsachen  und Umstände,  die ihm 
bei semer Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt  werden, Stollschweigen  zu 

bewahren.  es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser  Schweigepflicht 

entbmdet 
 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten die nationalen  und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 

beachten 

 
 
9.  Haftung 
 
(1) Fur gesetzlich vorgeschnebene Leistungen  des W1rtschaftsprufers, insbe­ 
sondere  Prüfungen,  gelten die Jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf­ 
tungsbeschränkungen.  insbesondere  die  Haftungsbeschrankung  des  § 323 

Abs  2 HGB 
 

(2) Sofern weder eine  gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung  findet 

noch eine  emzetveruaqucne  Haftungsbeschränkung  besteht.  ist  die  Haftung 

des Wirtschaftsprüfers  für Schadensersatzansprüche jeder  Art,  mit Ausnah­ 

me  von  Schaden  aus  der  Verletzung   von  Leben,  Körper  und  Gesundheit, 

sowie   von   Schäden,    die   eme   Ersatzpflicht    des   Herstellers   nach   §   1 

ProdHaftG  begründen,  bei  einem  fahrlässig  verursachten  einzelnen   Scha­ 

densfall gemäß  § 54a Abs.  1  Nr  2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt 
 

(3)  Einreden  und  Einwendungen aus  dem  vertraqsverhaltrus  mit  dem  Auf­ 

traggeber  stehen  dem Wirtschaflsprufer auch gegenüber Dritten zu 
 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 

bestehenden Vertragsverhältnis Anspruche  aus einer  fahrlässigen Pflichtver­ 

letzung des Wirtschaftsprüfers  her. gilt der in Abs.  2 genannte  Höchstbetrag 

für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt



(5) Ein einzelner Schadensfall Im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht­ 
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 

aufeinanderfolgenden  Jahren  entstanden  sind.  Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei­ 
nander  in  rechtlichem  oder  wirtschaftlichem  Zusammenhang  stehen.  In 

diesem  Fall kann der Wirtschaftsprüfer  nur bis zur Höhe von 5 Mio.  €  in 

Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min­ 
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht­ 
prüfungen. 

 

(6)  Ein Schadensersatzanspruch erlischt,  wenn  nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh­ 
ren sind, sowie bei einer schuldhaften  Verletzung von Leben,  Körper oder 

Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1   ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend  zu 
machen, bleibt unberührt. 

 
 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 
 

(1) Ändert  der Auftraggeber nachträglich  den  durch  den Wirtschaftsprüfer 

geprüften  und  mit einem Bestätigungsvermer!( versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden 

 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage­ 
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift­ 
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

 

(2)  Widerruft der Wirtschaftsprüfer  den  Bestätigungsvermerk.  so darf  der 
Bestätigungsvermerk  nicht weiterverwendet  werden.  Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet,  so  hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen  Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 
 

11. Erganzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 
 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli­ 
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän­ 
dig zugrunde zu legen: dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

 

(2) Der Steuerberatungsauftrag  umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn,  dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge­ 
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die  Wahrung  von  Fristen  wesentlichen 
Unterlagen. insbesondere Steuerbescheide. so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem  Wirtschaftsprüfer eine  angemessene  Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende  Steuerberatung folgende. in  die Vertragsdauer fallenden Tätigkei­ 
ten: 

 

a) Ausarbeitung  der Jahressteuererklärungen  für die  Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä­ 
rungen. und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres­ 
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den  Finanzbehörden  im  Zusammenhang mit  den 
unter a) und b) genannten Er!(lärungen und Bescheiden 

 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen  und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 
 

e)  Mitwirkung in Einspruchs­  und  Beschwerdeverfahren  hinsichtlich  der 
unter a) genannten Steuern. 

 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

 

(4)  Erhält der Wirtschaftsprüfer  für  die  laufende  Steuerberatung  ein  Pau­ 
schalhonorar. so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie­ 
ren. 

 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und  die Steuerbera­ 
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer. Körper­ 
schaftsteuer. Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer.  Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

 

a) die  Bearbeitung einmalig  anfallender Steuerangelegenheiten. z.B.  auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer. Grunderwerbsteuer, 
 

b) die  Mitwirkung und Vertretung in  Verfahren  vor den Gerichten  der Fi­ 

nanz­ und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 
 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  Um­ 
wandlungen.  Kapitalerhöhung und ­herabsetzung, Sanierung,  Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

 

d) die Unterstützung  bei der Erfüllung von Anzeige­ und Dokumentations­ 
pflichten. 

 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu  nicht die  Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden  umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge­ 
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter­ 
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

 
 
12. Elektronische Kommunikation 

 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E­Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E­Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa  die  Verschlüsselung  von  E­Mails, wird  der  Auftraggeber  den  Wirt­ 
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 
 
13. Vergütung 

 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren­ oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen­ 
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie­ 
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 
 

(2) Ist der Auftraggeber  kein Verbraucher,  so ist eine Aufrechnung  gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 
 
14. Streitschlichtungen 
 
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit. an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile­ 
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 
 
15. Anzuwendendes Recht 
 

Für den Auftrag. seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An­ 
sprüche gilt nur deutsches Recht. 


